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knüpfung oder Widerspruch? Frankfurter Kriminalwissenschaftliche Studien, 
Frankfurt/M. (Peter-Lang-Verlag) 1993, 215 S., DM 59,-

Das Institut für Psychoanalytische Soziotherapie und Kriminalsoziologie in 
Frankfurt/Main führte Mitte der 80er Jahre unter der Leitung von E. Reinke 
und J. Toussaint ein Projekt durch, in dessen klinischer Phase 21 entlassene 
Straftäter nach einem psychoanalytisch fundierten Konzept behandelt wur­
den. Ziel war eine langfristig angelegte soziotherapeutische Behandlung der 
hypothetisch angenommenen und klinisch diagnostizierten frühen Ent­
wicklungs- und Beziehungsstörung, die in der psychoanalytischen Delin­
quenzforschung als Entwicklungspsychopathie bzw. dissoziales Syndrom 
bezeichnet wird. 

Gemäß einer verbreiteten kritischen Distanz gegenüber dem Gedanken der 
therapeutischen Resozialisierung von Straftätern untersucht Christine 
Gutmann in ihrer juristischen Dissertation anhand des bisher unveröffent­
lichten Materials der wissenschaftlichen Begleitforschung exemplarisch, in 
welchem Maß dort die Freiwilligkeit der Behandlung gegeben war. 

Der Vorstellung der theoretischen Grundannahmen und praktischen Kon­
zeption des Projektes folgend, rekonstruiert und beurteilt Gutmann das Aus­
wahlverfahren der Klienten und den soziotherapeutischen Alltag „mit Blick 
auf das Freiwilligkeits-Postulat" und erörtert insbesondere Probleme der Wil­
lensfreiheit aus psychoanalytischer Sicht sowie der Macht in der Psycho­
therapie. In vielen Detailschilderungen, Situationsbeschreibungen und 
Erklärungen zu den Rahmendaten und -regelungen breitet sie die komplexe 
Struktur des soziotherapeutischen Milieus aus, wirft Fragen auf, entwickelt 
Stellungnahmen und wägt immer wieder neu ab. Während sie sich gleicher­
maßen glaubwürdig in die Situation der behandelten Strafentlassenen wie 
auch in die des therapeutischen Teams hineinversetzt, findet sie stets zum 
Ausgangspunkt ihrer Fragestellung nach möglichen Autonomieverletzun­
gen und Machtmißbrauch in der Therapie zurück. Diskussionspunkte sind 
dabei u. a. die mit der speziellen Konzeption der Soziotherapie verbunde­
nen Eingriffe in die Grundrechte ( die Reglementierung des Alltags durch 
vorbestimmte Ausgangszeiten, Besuchsbeschränkungen, Verzicht auf 
Erwerbstätigkeit während der ersten Therapiephase, bei gleichzeitiger Ver­
pflichtung zur Verrichtung innerhalb des Instituts anfallender Arbeiten sowie 
Verwaltung des Geldes) und die Parameter der kurzzeitigen Psychiatrie­
einweisung und Antabusvergabe zur Vermeidung von Therapieabbrüchen. 
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Wichtiger als die Details ihres methodischen Vorgehens wie auch ihrer dar­
aus resultierenden Einschätzung, die sich hier oder dort auch anders abwä­
gen und gewichten ließen, ist der Mut zur subjektiven Stellungnahme, den 
Christine Gutmann im Ganzen beweist und der die gleiche Bereitschaft 
des/der Lesenden herausfordert. Die Methode der Untersuchung, sich 
selbst wie auch dem Leser quasi in einer Art dichten Beschreibung die Zusam­
menhänge vor Augen zu führen, innerhalb derer „die praktische Umsetzung 
des an Freiheit und Freiwilligkeit orientierten Soziotherapiekonzepts oftmals 
eine Gratwanderung zwischen nicht-autoritären und autoritären, transpa­
renten und nicht-transparenten Reaktionen war" (S. 126), beugt jeder vor­
eiligen Be- oder gar Verurteilung vor und führt in emotionale Verstrickun­
gen, die - wenn überhaupt - nur der Leser selbst wieder entwirren kann. 

Gutmanns Ergebnisse lassen sich in ihrer Feststellung zusammenfassen, daß 
ein gewisser äußerer Zwang zur Teilnahme dadurch gegeben war, daß die 
Strafaussetzung zur Bewährung an die Einwilligung in die Therapieweisung 
gebunden war, auch wenn der Bewährungswiderruf bei Verstoß gegen die 
Weisung - der liberalen richterlichen Praxis entsprechend - ausblieb. 

Darüber hinaus scheint ihr eine Beurteilung nach formalen Kriterien kaum 
möglich. Sie kommt zu dem Schluß, daß „keine Behandlungsrichtung ... ganz 
ohne gewisse (System-)Zwänge auskommen wird", so wie es auch „keinen 
aus der Gesellschaft und ihren unvermeidlichen Zwängen herausführenden 
Weg" gäbe, ,, um Selbstbestimmung gegen Systemzwänge ... durchzusetzen". 
Ohne die in der Therapie ausgeübten Zwänge zu verharmlosen, seien sie muta­
tis mutandis doch mit Bedrückungen zu vergleichen, ,,die in Schule und 
Arbeitsstätte ... an der Tagesordnung sind" und ließen, so sie nicht verschleiert, 
sondern thematisiert würden, die Entstehung eines emanzipativen Klimas zu. 
,,Von einer therapeutischen ,Gehirnwäsche'" könne „angesichts des über­
wiegend gelungenen diskursiven und von Transparenz geprägten Umgangs 
mit den Bewohnern überhaupt nicht die Rede sein" (S.175 ff.). Am Ende des 
Hauptteils schließt Gutmann einige Vorschläge zur Umsetzung des Gedan­
kens psychoanalytischer Soziotherapie für Strafverurteilte an. 

Gutmann nimmt in ihrer Arbeit zentrale Aspekte der in den letzten andert­
halb Jahrzehnten entwickelten Kritik an den Bemühungen der therapeuti­
schen Resozialisierung von Straftätern nicht nur empiriebezogen unter die 
Lupe, sie widmet sich auch differenziert und detailgenau dem Stand der straf­
rechtstheoretischen Diskussion. Grundlegende Argumentationen der 
rechtspolitischen Positionen vom Schuldstraf- bzw. Vergeltungsstrafrecht, 
der Generalprävention, den Vereinigungstheorien bis hin zu den spezial­
präventiven Ansätzen anreißend, entwickelt Gutmann - oftmals den Advo­
catus Diaboli spielend - ihre eigene Position, die in ein „Plädoyer für eine 
emanzipative Therapie" für Strafverurteilte mündet. Zentral ist ihre Aus­
einandersetzung mit eben dem Argumentationsstrang, der den Gedanken 
der resozialisierenden Therapie für Straftäter wegen eines daran gebunde­
nen Eingriffs in deren persönliche Autonomie für gescheitert erklärt. Ver­
treter dieser Richtung (P. A. Albrecht, F. Lamott u. a.), die sie unter dem 
Begriff eines „neuen Freiheitsverständnisses" zusammenfaßt, sähen The­
rapie synonym mit Fremdbestimmung und Manipulation, ,,die die Rehabi-

Krim. Journal, 28. Jg. 1996, H. 2 157 



litanden über den Zwang zur Mitarbeit zur Selbstkontrolle zwingt" und in 
die Pathologisierung und Stigmatisierung der Betreffenden führten. 

Bezogen darauf fordert Gutmann nicht nur die Differenzierung von Reso­
zialisierungsangeboten nach intramuralem Behandlungsvollzug im justizi­
ellen Rahmen und externer (Sozio-)Therapie, weil die Faktoren, die bei erste­
rem beinahe zwangsläufig zum Scheitern führen müssen, in letzterer so nicht 
gegeben seien; sie arbeitet auch eine sich in diesen Positionen manifestie­
rende „Vorstellung von der zu wahrenden inneren Freiheit der Gefange­
nen" heraus, die die „konkrete Biographie der Täter" zumeist ignoriere. 
Die psychoanalytische Delinquenzforschung zugrunde legend, bezieht sie 
dezidiert eine nahezu konträre Position: Sie spricht von psychischem Leid 
und „emotionalen Defiziten" vieler Straftäter und davon, ,,daß therapeuti­
sche Hilfsangebote in einer erheblichen Anzahl von Fällen not tun" (S. 27). 

An der Vermeidung sinnlosen Abstrafens und der Entwicklung von Alter­
nativlösungen interessiert, warnt sie aber, daß der „Verzicht auf sinnvolle 
Neuerungen im Strafvollzug, weil deren Pervertierung möglich" sei, nur in 
,,die kriminalpolitische Erstarrung" führe, ,,die sich in radikalkritischer Pose" 
(S. 20) mit dem Gegebenen abfinde. Unter der Prämisse beständiger Ziel­
konflikte der Straftheorien tritt sie dafür ein, zu „überlegen, ob aus Grün­
den der Humanität, Rechtssicherheit, Transparenz und Effektivität nicht 
ein tatbezogenes Maßnahmerecht zu fordern ist, das sich spezial-präventiv 
an der Motivierarbeit orientiert und für die Grenze kriminalrechtlicher Maß­
nahmen auf die Intensität des durch die konkrete Tat verursachten Scha­
dens abstellt" (S. 34). Eine emanzipative Therapie könnte dabei „den Betrof­
fenen ... die Möglichkeit zur Erweiterung von Autonomie und Selbstbe­
stimmung, und damit ein Stück Chancengleichheit gegenüber den privile­
gierten Teilen der Bevölkerung bieten" (S. 52). 

Christine Gutmann hat in der vorliegenden Arbeit einen wichtigen Beitrag 
zur Resozialisierungsdebatte geliefert, dem es gelingt, an den Fragen der 
virtuellen Autonomie und Freiwilligkeit ansetzende zentrale Kritikpunkte 
an der Behandlung von Straftätern zu relativieren, ohne dabei die Sensibi­
lität für diese Fragen aufs Spiel zu setzen. Ihr Festhalten an einer Perspek­
tive der emanzipativen Therapie von Straftätern ist ein ermutigendes Bei­
spiel für eine an den Prinzipien des interpersonalen und solidarischen Han­
dels orientierte Inanspruchnahme der Ergebnisse der psychoanalytischen 
Delinquenzforschung. 

Ute Thaleikis, Bremen 
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